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1. RECHTSGRUNDLAGEN FÜR DIE TÄTIGKEITEN DER EU-BESCHEINIGUNGSBEHÖRDE GEMÄSS EU-VERORDNUNGEN UND KOOPERATIONSPROGRAMM


Gemäß Art. 45 Abs. 1 VO (EU) Nr. 2021/1059 geben die Mitgliedstaaten und gegebenenfalls die Drittländer, Partnerländer und ÜLG, die an einem Interreg-Programm teilnehmen, für die Zwecke des Art. 71 der Verordnung (EU) 2021/1060 eine einzige Verwaltungsbehörde und eine einzige Prüfbehörde an. Die Mitgliedstaaten und gegebenenfalls die an einem Interreg-Programm teilnehmenden Drittländer, Partnerländer und ÜLG vereinbaren die Modalitäten für die Wahrnehmung des Aufgabenbereichs „Rechnungsführung“, Art. 47 Abs. 1 VO (EU) Nr. 2021/1059. 
Überträgt der Mitgliedstaat den Aufgabenbereich „Rechnungsführung“ einer anderen Stelle als der Verwaltungsbehörde, so wird die betreffende Stelle ebenfalls als Programmbehörde angegeben, Art. 71 Abs. 1 S. 2 VO (EU) Nr. 2021/1060. Die im Zuge der Durchführung des Interreg-Programms VI-A Bayern-Österreich 2021-2027 mit dem Aufgabenbereich „Rechnungsführung“ betraute Programmbehörde ist eine unabhängige Stelle im Bayerische Staatsministerium für Wirtschaft, Landesentwicklung und Energie (StMWi) und trägt die Bezeichnung EU-Bescheinigungsbehörde (EU-B). 

Im Kooperationsprogramm Interreg VI-A Bayern-Österreich 2021-2027 (Kap. 7.1 Programmnummer 2021TC16RFCB004, genehmigt am 17.03.2022) wurde gemäß Art. 71 Abs. 1 S. 2 i.V.m. Art. 72 (2) der VO (EU) 2021/1060 die EU-Bescheinigungsbehörde (EU-B) im Bayerischen Staatsministerium für Wirtschaft, Landesentwicklung und Energie (StMWi) mit dem Aufgabenbereich „Rechnungsführung“ betraut. 


Die EU-Bescheinigungsbehörde übernimmt damit folgende Aufgaben:

A) Erhalt von Zahlungen an das Programm
Gemäß Art. 22 Abs. 3(k) der VO (EU) 2021/1060 in Verbindung mit dem Kooperationsprogramm Interreg VI-A Bayern/Österreich (2021TC16RFCB004) Kap. 7.1 erhält die EU-Bescheinigungsbehörde die Zahlungen der Kommission und/oder der Programmpartner und ist für die Mittelverwaltung des Programms verantwortlich.


B) Auszahlungen an Begünstigte
Die Aufgabe der Auszahlung des fälligen EFRE-Förderbetrags an den federführenden Begünstigten gemäß Art. 74 Abs. 1(b) VO (EU) 2021/1060 wurde von der Verwaltungsbehörde auf die EU-Bescheinigungsbehörde übertragen.


C) Zahlungsanträge und Rechnungslegungen
Gemäß Art. 76 der VO (EU) 2021/1060 in Verbindung mit Art. 47 der VO (EU) 2021/1059 in der jeweils gültigen Fassung ist die EU-Bescheinigungsbehörde verantwortlich für:
a) Erstellung und Einreichung von Zahlungsanträgen bei der Kommission gemäß Artikel 91. 
b) Erstellung und Einreichung der Rechnungslegung und Bestätigung der Vollständigkeit, Genauigkeit und sachlichen Richtigkeit der Rechnungslegung gemäß Artikel 98 sowie Führung elektronischer Aufzeichnungen über alle Elemente der Rechnungslegung, einschließlich der Zahlungsanträge.


D) Vorausschätzungen
Gemäß Art. 69 Abs. 10 der VO (EU) 2021/1060 hat der Mitgliedstaat jeweils zum 31.1. und 31.7. gegenüber der Kommission eine Vorausschätzung des Betrags, für den im laufenden und im nachfolgenden Kalenderjahr Zahlungsanträge eingereicht werden, zu übermitteln. Diese Aufgabe soll von der EU-Bescheinigungsbehörde als Ersteller der Zahlungsanträge übernommen werden. Die Verwaltungsbehörde (VB) unterstützt die EU-B bei der Ermittlung der Vorausschätzungen. 


E) Verrechnung von Rückforderungen und Vereinnahmung von Rückzahlungen
Für die Abwicklung von Rückforderungen zu EFRE-Mitteln (inkl. Zinsen, Verzugszinsen und Strafzahlungen) ist die Verwaltungsbehörde zuständig. EU-B unterstützt die VB bei der Verrechnung offener Rückforderungen und der Überwachung der tatsächlichen Rückzahlung. 


Die EU-B ist organisatorisch völlig von der Verwaltungsbehörde und anderen Programmbehörden getrennt und agiert als eigenständige Programmbehörde nach Art. 71 der VO (EU) 2021/1060. 



2. BESCHREIBUNG DES VERWALTUNGS- & KONTROLLSYSTEMS:
EU-BESCHEINIGUNGSBEHÖRDE

Im Verwaltungs- und Kontrollsystem (VKS) für das Programm Interreg VI A Bayern-Österreich 2021-2027 werden die Organisation und die Verfahren zur Durchführung des Programms beschrieben. In Kapitel 2 des VKS werden die Aufgaben der Verwaltungsbehörde näher erläutert. In Kapitel 3 ist beschrieben, wie die Verfahren der EU-Bescheinigungsbehörde als für den Aufgabenbereich „Rechnungsführung“ zuständige Stelle organisiert werden.
Der von der EU-Bescheinigungsbehörde gelieferte Abschnitt zu den Beschreibungen des Verwaltungs- und Kontrollsystems (Kapitel 3) bildet – in der jeweils aktuellen Fassung – einen Bestandteil dieses internen Handbuchs.



3. BESCHREIBUNG DER AUFGABEN UND TÄTIGKEITEN DER EU-BESCHEINIGUNGSBEHÖRDE

Die in Nr. 1 dieses internen Handbuchs benannten, von der EU-B wahrzunehmenden Aufgaben und Tätigkeiten, sind in den folgenden Abschnitten detaillierter dargestellt. 

Die nachfolgend beschriebenen Aufgaben werden von Beschäftigten der EU-Bescheinigungsbehörde durchgeführt. Die Benennung der aufgabendurchführenden Personen kann sich während der Programmlaufzeit ändern. Die Beschäftigten der EU-B vertreten sich gegenseitig entsprechend der internen Regelungen. Die nachfolgend skizzierte Aufgabenerledigung kann den Organisationserfordernissen angepasst werden, sodass die Vertretungsregelungen innerhalb der EU-Bescheinigungsbehörde greifen.



3.1 Erhalt von Zahlungen an das Programm (A)

Die EU-Bescheinigungsbehörde erhält die Zahlungen der Kommission und/oder der Programmpartner und ist für die EFRE-Mittelverwaltung des Programms verantwortlich. Die Durchführung des Zahlungsverkehrs erfolgt über das Konto IBAN DE34 7000 0000 0070 0015 66 der Bayerischen Staatshauptkasse München. Für die konkrete Mittelverwaltung und zur Sicherstellung der rechtlich erforderlichen Transparenz der Mittelflüsse hat die EU-B für das Programm eigene Haushaltstitel (0704/ 34638 und 88338) eingerichtet, über welches sämtliche haushalterischen Vorgänge im Zusammenhang mit der Programmabrechnung abgewickelt werden. Die EU-B vereinnahmt die von der EU-Kommission, den beteiligten Programmpartnern (z.B. Kofinanzierung für Technische Hilfe) oder auf Grund von Rückforderungen von Begünstigten auf das Konto eingezahlten Beträge entsprechend auf den vorgesehenen Haushaltstitel. 


3.2	Durchführung von EFRE-Auszahlungen an Begünstigte (B)

Die Auszahlungen von EFRE-Mitteln erfolgen durch EU-B vom programmeigenen Haushaltstitel, vorbehaltlich der Verfügbarkeit der Fördermittel, spätestens 80 Tage nach dem Tag der Einreichung des Auszahlungsantrags durch den federführenden Begünstigten (Lead Partner). Zur fristgerechten Bearbeitung sollen die Mittelabrufe spätestens 20 Tage vor Ablauf der Frist von der VB an die EU-B gesendet werden. Für die Einhaltung der Frist gemäß Art. 74 Abs. 1 b) VO (EU) 2021/1060 ist die Verwaltungsbehörde verantwortlich.
Sämtliche EFRE-Auszahlungen an die Lead-Partner werden in einem digitalen Workflow über das Jems (Joint Electronic Monitoring System) und die eAkte abgewickelt. Eine EFRE-Auszahlung erfolgt nur, nachdem die Verwaltungsbehörde dies mit dem Formular „Mittelabruf“ bei der EU-B beantragt. Dieses Formular ist im Jems implementiert und wird durch die Verwaltungsbehörde – nach Freigabe des finanziellen und inhaltlichen Berichts zu einer Berichtsperiode – automatisiert erstellt und aus dem Jems heraus an die EU-B versendet. 
Die Mittelabrufe für die im Programm geförderten Projekte werden von den ausgabenprüfenden Stellen der First-Level-Control (FLC) geprüft (Kontrollinstanzen gemäß Art. 46 (3) der VO (EU) 2021/1059). Die Bewilligungs- und Zahlungsdaten werden von diesen in die Programmdatenbank Jems eingegeben. Auszahlungsanträge des Begünstigten werden von den FLC-Stellen gemäß den Vorgaben nach Art. 74 Abs. 1 a) VO (EU) 2021/1060 geprüft und mit Mittelabrufformular über das Gemeinsame Sekretariat (GS) und die Verwaltungsbehörde an EU-B gemeldet. 

Vor Durchführung der Auszahlung prüft die EU-B gemäß anliegender Checkliste (Anlage 1), ob die Zulässigkeit der Zahlung auf der Grundlage eines kompletten und kohärenten Datensatzes im Jems plausibel ist. Bei Vorliegen der formellen Voraussetzungen ist die Auszahlung an die Begünstigten ehestmöglich durchzuführen. Im Falle einer erfolgreichen Prüfung mittels der Checkliste ist die Auszahlungsanordnung (eRechnung) zu erstellen (ein entsprechendes Formular lässt sich über das Jems generieren) und über die eAkte nach Zeichnung der sachlichen und rechnerischen Richtigkeit an das Haushaltsreferat Z3 zu senden. Die Auszahlung erfolgt dann über die EDV-Anwendungen für den Haushalt (IHV) an den Lead-Partner, der die anteiligen Partnerbudgets weiterleitet. Nach Überweisung des EFRE-Betrages an den Lead-Partner wird das Bankvalutadatum im Zahlungssystem des StMWi (IHV) verbucht und von EU-B in das Monitoringsystem Jems eingetragen.
(Rubrik Bestätigungen CA und Zahlungen -> Zahlungen - Projekte). Mit der Eintragung des Auszahlungsdatums im Jems bestätigt die EU-B die Auszahlung beim jeweiligen Projekt, eine gesonderte Mitteilung per Email an VB, GS oder Kontrollstellen erfolgt nicht. Der Vorgang ist in der eAkte durch Einstellung aller erforderlichen Unterlagen zu dokumentieren. 

Liegt ein Interessenkonflikt des/der Bearbeitenden eines Mittelabrufs bei EU-B vor (Frage 1 der Checkliste Anlage 1), ist die Bearbeitung sofort abzubrechen und der Interessenkonflikt der Leiterin der EU-B oder der Stellvertretung schriftlich anzuzeigen. (siehe Anlage 2 Meldung Interessenkonflikt). Die Bearbeitung des betreffenden Mittelabrufs wird dann unverzüglich von einer anderen Person übernommen. 

Zur Sicherstellung der Korrektheit der eingereichten Mittelabrufe können von EU-B anlassbezogen bei einzelnen Fällen die zahlungsbegründenden Unterlagen (Rechnungen und Zahlungsnachweise) sowie Vermerke und Checklisten bei den einreichenden Stellen angefordert und auf Übereinstimmung mit den Angaben im Abrufformular und auf Plausibilität geprüft werden. Bei Bedarf (z. B. Verdacht auf Unregelmäßigkeiten) können weitergehende Prüfungen durchgeführt oder die VB um Klärung gebeten werden. Zusätzlich können Rückforderungen anlassbezogen mit Stichprobenprüfungen kontrolliert werden, insbesondere hinsichtlich eines korrekten Datenbankeintrags.
Der Aufgabenbereich der EU- Bescheinigungsbehörde umfasst gemäß Art. 76 Abs. 2 der VO (EU) 2021/1060 nicht Überprüfungen auf Ebene der Begünstigten.


3.3 Zahlungsanträge und Rechnungslegungen (C)

Gemäß Art. 76 Abs.1 lit. b der VO (EU) 2021/1060 umfasst der Aufgabenbereich „Rechnungsführung“ die Führung elektronischer Aufzeichnungen über alle Elemente der Rechnungslegung, einschließlich der Zahlungsanträge. 
Als Informationssystem des Programms Ziel ETZ 2021-2027 wird die von Interact entwickelte online Applikation „Jems“ (Joint Electronic Monitoring System) genutzt. Beim Jems handelt es sich um eine Onlineapplikation welche ein zentrales System darstellt, über das alle projektspezifischen Informationen abgebildet werden. Das Jems ermöglicht den elektronischen Datenaustausch zwischen Programmbehörden und Begünstigten entsprechend Art. 69 (8) der VO (EU) 2021/1060 sowie Anhang XVI und darüber hinaus eine elektronische Aufzeichnung der Daten gemäß Art. 72 (1) lit. e).

Die EU-B verwendet die Daten des Jems für den Aufgabenbereich Rechnungsführung und stellt auch damit sicher, dass
·  ein System zur elektronischen Aufzeichnung und Speicherung der Buchführungsdaten für jedes EFRE-geförderte Vorhaben besteht,
· hinreichende Angaben der Verwaltungsbehörde zu den Verfahren und Überprüfungen für die geltend gemachten Ausgaben vorliegen,
· die Ergebnisse aller von der Prüfbehörde oder unter deren Verantwortung durchgeführten Prüfungen in den Zahlungsanträgen oder Rechnungslegungen berücksichtigt werden. 

Die EU-B führt bei jedem Zahlungsantrag (ZA) und jeder Rechnungslegung (RL) Plausibilitätsprüfungen anhand der Informationen in der Programmdatenbank Jems durch. Die Bestätigung, dass die verbuchten Ausgaben recht- und ordnungsmäßig sind erfolgt durch die VB in der Rechnungslegung.

In Art. 1 Abs. 5 der VO (EU) 2021/1060 ist festgelegt, welche Artikel der allgemeinen Verordnung nicht für Interreg-Programme gelten. So gilt u.a. der Art. 15 „Grundlegende Voraussetzungen“ der VO (EU) 2021/1060 nicht für Interreg-Programme. Somit sind in dem Programm keine Angaben zu Ausgaben im Zusammenhang mit der Erfüllung der grundlegenden Voraussetzungen an EU-KOM zu melden. Da die Muster für den Zahlungsantrag (Anhang XXIII VO (EU) 2021/1060) und die Rechnungslegung (Anhang XXIV VO (EU) 2021/1060) die Ausnahmeregelung für Interreg nicht widerspiegeln, werden die Tabellen in SFC2021 von EU-B ausgefüllt, als wären die grundlegenden Voraussetzungen erfüllt. 


3.3.1 Zahlungsantrag

Die EU-B reicht in der Regel je Geschäftsjahr zwei Zahlungsanträge gemäß Art. 91 VO (EU) 2021/1060 (vgl. Muster in Anhang XXIII) bei der EU-KOM ein. Anzahl und Zeitpunkt der Zahlungsanträge ergeben sich aus der jeweiligen Liquiditätssituation des Programms und der Sicherstellung, dass es zu keiner Aufhebung der Mittelbindung nach Art. 105 VO (EU) 2021/1060 kommt. 
Der letzte Zahlungsantrag soll nach Absprache mit VB und PB in der Regel bis Ende März eines Geschäftsjahres versendet werden, damit die Prüfbehörde ausreichend Zeit zur Durchführung der Projektprüfungen hat. Bei Bedarf können in Absprache mit VB und PB mehr oder weniger Zahlungsanträge je Geschäftsjahr gestellt und die Stichtage angepasst werden. 
Der letzte eingereichte Zahlungsantrag des Geschäftsjahres gilt als abschließender ZA und bildet folglich die Grundlage zur Stichprobenziehung der PB und damit für die Rechnungslegung zum jeweiligen Geschäftsjahr. EU-B übermittelt der Prüfbehörde die Grundgesamtheit zur Ermittlung der Stichprobe für das Geschäftsjahr nach Versendung des letzten Zahlungsantrags.


Bei der Erstellung eines Zahlungsantrags bei der EU-Kommission sind in der EU-B im Wesentlichen folgende Arbeiten zu erledigen und im 4-Augen-Prinzip zu bestätigen: 

	Durchzuführende Arbeitsschritte beim Zahlungsantrag

	1. Prüfung der Unterlagen 

	· Erstellung des Zahlungsantrags aus der Datenbank Jems

	· alle Unterlagen vollständig? 
· Zahlungsantrag konsistent mit bisherigen Anträgen und Zwischenzahlungen?

	· Empfehlungen der Prüfbehörde zu finanziellen Beanstandungen für einzelne Projekte oder Aktivitäten berücksichtigt?

	· sonstige vereinbarte Unterlagen (Liste Finanzkorrekturen etc.) von VB erhalten und berücksichtigt?
· Nach Übertragung der ermittelten Daten in SFC2021: 

	· Stimmt die ermittelte pauschale Technische Hilfe mit Berechnungen in SFC2021 überein? 

	· Wenn Unklarheiten --> Klärung mit Verwaltungs- und/oder Prüfbehörde
· Erstellung des Vermerks und Ausfüllen der Checkliste zum Zahlungsantrag (Anlage 3)

	2. Freigabe der formellen Dokumente in SFC2021

	· Daten validieren und versenden

	

	3. Information der beteiligten Stellen über Versendung

	· Verwaltungsbehörde + Gemeinsames Sekretariat
· Prüfbehörde





3.3.2 Rechnungslegung

Die EU-Bescheinigungsbehörde stellt sicher, dass bis zum 15. Februar des auf das Geschäftsjahr folgenden Kalenderjahres die Rechnungslegung gemäß Muster im Anhang XXIV der VO (EU) 2021/1060 für das Programm erstellt wird. Der Versand der Rechnungslegung an die Europäische Kommission über SFC2021 erfolgt durch die Prüfbehörde als Teil des Gewährpakets nach Art. 98 Abs. 1 VO (EU) 2021/1060. Die Grundlage für die Rechnungslegung bildet der letzte Zahlungsantrag des Geschäftsjahres.

Bei der Erstellung der Rechnungslegung sind in der EU-B im Wesentlichen folgende Arbeiten zu erledigen und im 4-Augen-Prinzip zu bestätigen: 



	Durchzuführende Arbeitsschritte

	1. Prüfung der Unterlagen

	· Erstellung der Rechnungslegung aus der Datenbank Jems

· alle Unterlagen gemäß Anhang XXIV der VO (EU) 2021/1060 vollständig? 

	· Rechnungslegung konsistent mit letztem Zahlungsantrag?

	· Feststellungen und Empfehlungen der Prüfbehörde hins. finanzieller Beanstandungen für einzelne Projekte oder Aktivitäten berücksichtigt?

	· sonstige vereinbarte Unterlagen (Liste Finanzkorrekturen, Projektlisten etc.) von VB erhalten und berücksichtigt?
· Nach Übertragung der ermittelten Daten in SFC2021: Stimmt die ermittelte pauschale Technische Hilfe mit Berechnungen in SFC2021 überein?

	

	· Wenn Unklarheiten --> Rückfrage bei der Verwaltungs- und/oder Prüfbehörde
· Erstellung des Vermerks und Ausfüllen der Checkliste zur Rechnungslegung (Anlage 4)


	2. Freigabe der formellen Dokumente in SFC2021

	· Daten validieren und unterzeichnen (Versenden erfolgt durch PB im „Gewährpaket“)

	

	3. Information der beteiligten Stellen über Validierung und Unterzeichnung

	· Verwaltungsbehörde + Gemeinsames Sekretariat
· Prüfbehörde



Ein erster Entwurf der Rechnungslegung wird in der Regel bis zum 30.11. eines Jahres der Verwaltungs- und Prüfbehörde zugeleitet. Voraussetzung dafür ist, dass alle relevanten Prüfberichte vorliegen. Der Entwurf der Rechnungslegung dient VB und PB zur Erstellung der Verwaltungserklärung bzw. des jährlichen Kontrollberichts. Bei Bedarf kann der Termin in Abstimmung mit der Verwaltungs- und der Prüfbehörde angepasst werden.
Bis spätestens 31.01. des Folgejahres ist die finale Rechnungslegung einschließlich der Anlagen unter Berücksichtigung der Rückmeldungen der PB zum Entwurf der Rechnungslegung sowie des Prüfergebnisses der PB und der EU-B zur Verwaltungserklärung zu erstellen. Liegen nicht alle für die Bearbeitung der Rechnungslegung relevanten Unterlagen vor, ist die Terminplanung zwischen EU-B, VB und PB neu abzustimmen. Die finale Rechnungslegung wird ebenfalls an die VB (zur Finalisierung der Verwaltungserklärung) und die PB (zur Erstellung des Bestätigungsvermerks) übermittelt.
Die Daten der Rechnungslegung werden von EU-B in SFC 2021 eingetragen. Die korrekte Eintragung wird vor dem Versand an die Kommission durch Abgleich mit den im Jems gespeicherten Daten kontrolliert. Nach einer letzten Überprüfung durch die PB erfolgt der Versand der Rechnungslegung via SFC 2021 bis zum Stichtag (15.02. des dem Geschäftsjahr folgenden Jahres). Die Frist kann von der KOM auf Mitteilung des Programms bis zum 1. März verlängert werden. 



3.3.3 Prüfungen im Rahmen der Erstellung von Zahlungsantrag oder Rechnungslegung

Die EU-B berücksichtigt die Prüffeststellungen der VB bzw. Kontrollstellen und der PB bei ihren Arbeiten. Alle festgestellten finanziellen Fehler müssen vor Versand der jeweiligen Ausgabenerklärung an die Kommission korrigiert worden sein (Ausnahme Anwendung der Bagatellgrenze von 250 Euro im Sinne des Art 52 (2) der VO (EU) Nr. 2021/1059). Unklarheiten über die Behebung von Fehlern sind im Dialog mit der VB zu klären. Falls die erforderlichen Unterlagen nicht oder nicht vollständig vorgelegt werden oder aus Sicht der EU-B notwendige finanzielle Korrekturen nicht durchgeführt wurden, darf der Zahlungsantrag bzw. die Rechnungslegung nicht an die Kommission versendet werden. In einem solchen Fall ist die VB entsprechend zu informieren und auf die unverzügliche Vornahme der notwendigen Korrekturen bzw. auf die Vorlage vollständiger Unterlagen hinzuweisen.

Die VB richtet im internen Bereich der Programm-Homepage eine Seite für alle Prüfberichte der Prüfbehörde, der EU-B und der VB ein (separat für jedes Geschäftsjahr). Hierauf nimmt die EU-B vor Erstellung eines Zahlungsantrags / einer Rechnungslegung Zugriff und kontrolliert, ob die finanziellen Beanstandungen im Jems berichtigt wurden. Hierzu stehen Auswertungen über die Korrekturmaßnahmen zur Verfügung. Zusätzlich wird von der VB vor jedem Zahlungsantrag / jeder Rechnungslegung o.g. Vermerk angefordert, mit dem über die Prüfungsergebnisse der Kontrollstellen der VB und ggf. über von der VB selbst durchgeführte Vor-Ort-Überprüfungen, sowie über die durchgeführten Prüfungen der VB bei ihren Kontrollstellen sowie dabei festgestellten Beanstandungen und Korrekturmaßnahmen berichtet wird.
Der Erhalt der Unterlagen, die Einsichtnahme und damit verbundene Prüftätigkeiten der EU-B werden jeweils in der Checkliste zum Zahlungsantrag / zur Rechnungslegung dokumentiert.

Ausgaben, die von der PB überprüft werden und deren Prüfung bis zur Erstellung der Rechnungslegung nicht abgeschlossen sind, werden aus der Rechnungslegung herausgenommen (Art. 98 Abs. 6 b der VO (EU) 2021/1060 nach Auslegung der Europäischen Kommission). 


	Durchzuführende Arbeitsschritte

	 
- Überprüfung anhand vorhandener Berichte (Reporting on Irregularities im Jems; gespeicherte Prüfberichte im internen Bereich der Programmhomepage), ob die gemeldeten Unregelmäßigkeiten korrekt verbucht sind.
- Bestätigung der von der VB / dem GS eingetragenen Finanzkorrekturen im Jems [Corrections and Audits -> Prüfung bestätigt durch EU-B] bei Auszahlung oder Erstellung eines Entwurfs für Zahlungsantrag oder Rechnungslegung.

	- Ausbuchung der Ausgaben im Modul Corrections And Audits.
- Überprüfung, ob alle von nicht abgeschlossenen Prüfungen der Prüfbehörde betroffenen Ausgaben zur vorläufigen Herausnahme ((Art. 98 Abs. 6 b der VO (EU) 2021/1060) ausgebucht sind.





Eigene Prüfungen der EU-Bescheinigungsbehörde

Bei Bedarf (z. B. Verdacht auf Unregelmäßigkeiten) kann die EU-B die Mittelabrufe einer Überprüfung unterziehen, die über die übliche Prüfung hinausgeht. Entsprechende Gründe könnten zum Beispiel begründete Zweifel an der Ordnungsmäßigkeit der Ausgaben oder die Einführung neuer Fördermaßnahmen im Laufe einer Förderperiode sein. Die Prüfungen erfolgen gem. Art. 76 Abs. 2 nicht auf Ebene der Begünstigten.

Im Rahmen der Plausibilitätsprüfung erfolgt eine stichprobenhafte Prüfung der von der ausgabenprüfenden Stelle im Zusammenhang mit einem Mittelabruf geprüften zahlungsbegründenden Unterlagen (Ausgabenübersichtslisten, Belege), die im Jems abgespeichert sind, auf rechnerische Richtigkeit und Plausibilität. Zusätzlich sind die zur Prüfung von der ausgabenprüfenden Stelle erstellten Vermerke und Checklisten auf Vollständigkeit und Plausibilität zu kontrollieren. Im Wesentlichen ist dabei wie folgt vorzugehen:
· Kontrolle, ob die richtigen Unterlagen vollständig vorgelegt, ausgefüllt / bearbeitet und im Jems abgespeichert wurden
· Abgleich der Prüffeststellungen der FLC mit den Eintragungen im Jems
· Festhalten von Fehlern, Beanstandungen und weiterer Prüfergebnisse in einem Prüfvermerk und Überwachung der Behebung von Fehlern innerhalb der gesetzten Fristen (z.B. anhand der Eintragungen im Jems) 



3.4 Vorausschätzungen (D)

Die EU-B erstellt basierend auf den verfügbaren Informationen im Jems und in Abstimmung
mit der Verwaltungsbehörde die Vorausschätzungen gemäß Art. 69 Abs. 10 der VO (EU) 2021/1060. Die Validierung und die elektronische Übermittlung der Vorausschätzungen an die Europäischen Kommission erfolgen durch EU-B über SFC2021. 

Grundlage für die Ermittlung der jährlichen Vorausschätzung sind Erfahrungswerte der Vergangenheit sowie die Informationen der VB zum Fortschritt der Vorhabenumsetzungen

Termin:

	
	EU-B -> EK

	· Jährliche Vorausschätzung der Zahlungsanträge gemäß Art. 69 Abs. 10 der VO (EU) 2021/1060
	31.01. und 31.07.



Die Erledigung durch EU-B erfolgt jeweils in folgenden Schritten:

	Durchzuführende Arbeitsschritte

	1. Abstimmung mit der VB über die zu meldenden Zahlen

2.   Prüfung der Unterlagen

	3.   Eingabe der formellen Dokumente in SFC2021

	     4.Daten validieren und versenden





3.5 Verrechnung von Rückforderungen und Vereinnahmung von Rückzahlungen (E)

Für die Abwicklung von Rückforderungen von EFRE-Mitteln (inkl. Zinsen, Verzugszinsen und Strafzahlungen) ist die Verwaltungsbehörde zuständig. Dies umfasst auch die umgehende Meldung der Daten zu Rückforderungen einschließlich der damit verbundenen Ausgabenkürzungen im Jems. Nach Erfassung der Informationen im Jems wird von der VB eine „Prüfmitteilung“ erstellt und an die EU-B übermittelt. Abänderungen zu Rückforderungen werden ebenfalls im Jems erfasst und von der VB laufend aktualisiert. Zudem ist von der VB eine Übersicht der Finanzkorrekturen (VB-RD 38_Liste_Finanzkorrekturen) ständig aktuell zu halten. Damit stehen der EU-B die aktuellen Informationen zu den noch offenen und erledigten Rückforderungen zur Verfügung. 

Die EU-B prüft die Eintragung und zertifiziert die Korrekturbuchung im Jems mit einer negativen CA Confirmation. Somit ist die Ausbuchung des Verrechnungsbetrags im Jems durchgeführt und fließt in einen der nächsten Zahlungsanträge bzw. in die nächste Rechnungslegung ein. Damit wird die zeitnahe Korrektur ggü. der Europäischen Kommission sichergestellt.

Die ausgabenprüfenden Stellen wissen aufgrund der Prüfmitteilung von der nötigen Verrechnung und berücksichtigen diese in der nächsten Ausgabenbestätigung, die zu einem Zeitpunkt nach der Datierung der Prüfmitteilung erstellt wird. Sobald der dazugehörige Mittelabruf mit berücksichtigter Verrechnung bei EU-B eingeht, zahlt diese dem Zuwendungsempfänger bzw. Leadpartner nur die gekürzten Mittel aus. Somit ist die Verrechnung auch real gegenüber dem Zuwendungsempfänger durchgeführt. Zur Kontrolle, dass die Verrechnung gegenüber dem Zuwendungsempfänger tatsächlich erfolgt ist, wird im Jems innerhalb der negativen CA Confirmation der Haken „Auszahlung" gesetzt.

Nach Erhalt der Information zu einer neuen Rückforderung, für die keine Verrechnung mehr möglich ist (Projekt ist z. B. abgeschlossen) wird die fristenkonforme Erledigung von der VB überwacht. Rückzahlungen (inkl. Zinsen, Verzugszinsen und Strafzahlungen) werden auf das unter Nr. 3.1 genannte Zahlungskonto für das Programm überwiesen. Nach Eingang von Rückzahlungsbeträgen auf dem Zahlungskonto erfolgt die Verbuchung im Zahlungssystem des StMWi(IHV) und die Übertragung der Bankvalutadaten durch EU-B in das Jems.
Dadurch wird die Verwaltungsbehörde über die Rückzahlung informiert. 


4. Mitwirkung bei Prüfungen
Im Falle von Prüfungen durch die Prüfbehörde, die Europäische Kommission, den Europäischen Rechnungshof, die Landes-Rechnungshöfe der beteiligten Programmpartner sowie andere befugte oder beauftragte Audit-Stellen hat die EU-Bescheinigungsbehörde mitzuwirken. Insbesondere durch Erteilung der entsprechenden Auskünfte und die Bereitstellung der Dokumente und Aufzeichnungen.


5. Fortbildung

Die Beschäftigten der EU-Bescheinigungsbehörde müssen Änderungen der geltenden Rechtslage stets berücksichtigen, daher sind Schulungen zum Zuwendungs- und Haushaltsrecht sowie zu EU-Recht und Fördervollzug als Fortbildung besonders geeignet. Entsprechende Angebote im Fortbildungskatalog des Ministeriums oder darüber hinaus sollten wahrgenommen werden. Die Teilnahme an speziellen Fortbildungen für die Tätigkeit der EU-Bescheinigungsbehörde ist nach genauer Prüfung der Inhalte, der Anwendbarkeit für die eigene Tätigkeit und im Einvernehmen mit den für die Finanzierung zuständigen Stellen der Verwaltungsbehörde anzustreben. 


6. Aktualisierung

Das Handbuch ist fortlaufend aktuell zu halten. Erlässt die EU-Kommission nachgelagerte Rechtsakte, die für die Aufgaben der EU-B zu berücksichtigen sind, ist das interne Handbuch entsprechend zu ergänzen oder zu aktualisieren.
Zwischen dem 01.04. und 31.05. eines Jahres ist schriftlich festzuhalten, ob Änderungsbedarf besteht. Änderungen sind den Mitarbeitenden bei EU-B bekannt zu geben.
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